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Stichworter

Darlehensvertrag, Rechtsfolgen unwirksamer Zinsanpassungsklauseln, Anpassungsmarge

1 Sachverhalt

Die Verbraucherzentrale Sachsen e.V. hat das institut fur finanzdienstleistungen e.V. um Pru-
fung der Frage gebeten, ob fur den Fall, dass bei einem Darlehensvertrag nach Ablauf einer
Zinsbindungsfrist die Geltung eines variablen Zinssatzes vereinbart wurde, ein Uber 3% uUber
dem von der Bank angegebenem Referenzzinssatz liegender Zinssatz von der Bank verlangt
werden kann.

Darlehensgeber war in dem hier zugrundeliegenden Sachverhalt eine Férderbank. Nach Ablauf
der Zinsbindungsfrist eines Verbraucherdarlehensvertrages wurde zwischen den Parteien ein
Anderungsvertrag mit Wirkung zum 01.04.2008 geschlossen. Es wurde ein Nominalzins iHv
5,36% p.a. vereinbart. Die Zinsfestschreibung sollte bis zum 31.03.2013 bestehen. In den AGB
der Bank ist vorgesehen, dass das Darlehen fur den Fall, dass bis zum Ablauf des Zinsbindungs-
termins keine neue Zinsvereinbarung erfolgt ist, zu veranderlichen Konditionen weiterlauft. Ferner
heil3t es:

»ES gilt dann ein fur Darlehen dieser Art variabler Zinssatz. Dessen H6he wird die Bank nach billi-
gem Ermessen (8 315 des Burgerlichen Gesetzbuches) bestimmen und dem Darlehensnehmer
mitteilen. Andert sich das Zinsniveau, ist die Bank verpflichtet und berechtigt, den variablen Zins-
satz durch Erklarung gegentiber dem Darlehensnehmer zu andern.”

Ende 2012 wurde den Darlehensnehmern ein ,,Angebot zur Anschlussfinanzierung“ gemacht.
Das Anschreiben enthielt den Hinweis, dass bei Auslaufen der Zinsbindung eine Anpassung an
einen variablen Zinssatz erfolgt, der auf Grundlage des Referenzzinssatzes Drei-Monats-
EURIBOR gebildet werde. In dem Anderungsvertrag enthielt zwei alternative Vertragsangebo-
te: eine 10jahrige Sollzinsbindung zu einem Zinssatz iHv 3,75% p.a. oder eine 5jahrige Soll-
zinsbindung zu einem Zinssatz iHv 3,29% p.a. Nachdem die Darlehensnehmer den Anderungs-
vertrag nicht unterschrieben, wurden sie dartiber informiert, dass das Darlehen mit einem va-
riablen Sollzinssatz iHv 3,66% p.a. mit Wirkung ab 01.04.2013 fortgefuhrt werde. Als Refe-
renzzinssatz wurde der Drei-Monats-EURIBOR zugrunde gelegt.
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2 Stellungnahme

Die im Zusammenhang mit Sparvertrdgen erarbeiteten Priufungsmalistdbe flr Zinsanpas-
sungsklauseln lassen sich auf Kreditvertrage nach Auffassung des BGH ohne weiteres Ubertra-
gen (Urt. v. 21.04.2009, Az.: Xl ZR 55/08 und XI ZR 78/08, BGHZ 180, 257 ff. = NJW 2009,
2051 ff. = VuR 2009, 299 ff. mit Anm. Maier). Es kann daher weitestgehend auf infobrief
13/2012, der sich mit Zinsanpassungsklauseln in Sparvertragen beschaftigt, verwiesen wer-
den.

Offen ist allerdings, welche konkreten Rechtsfolgen an eine unwirksame Zinsanpassungsklausel
in Kreditvertragen anzuknipfen sind. Bei der Entscheidung des BGH vom 21.04.2009 handelte
es sich um ein Verbandsklageverfahren. Klargestellt wurde allein, dass eine einschrankende
Auslegung von Zinsanpassungsklauseln, die den Wirksamkeitsvoraussetzungen der 88 305 ff
BGB nicht entsprechen (so der BGH noch in seinem Urt. v. 06.03.1986, s.0.), nicht mehr in
Betracht kommt (MUKo-Berger, 6. Aufl. 2012, § 488 Rn. 174). Der gesetzliche Zinssatz, wie es
etwa das AG Greifswald (Urt. v. 22.11.2012, Az.: 43 C 151/12) fur angemessen halt, kann
ebenfalls nicht an die Stelle einer unwirksamen Zinsanpassungsklausel riicken. Richtigerweise
ist mit dem BGH vielmehr davon auszugehen, dass die Vereinbarung eines variablen Zinssat-
zes von der Unwirksamkeit der Anpassungsklausel auch bei Kreditvertragen unberihrt bleibt
(vgl. Urt. v. 21.04.2009). Dann aber verbietet sich die Geltung eines starren Zinssatzes.

Auf welche Weise aber die Zinsanpassung zu erfolgen hat, insbesondere welcher Referenzzins-
satz gelten soll und in welchem Verhaltnis dieser zum urspringlichen vereinbarten Vertragszins
steht, ist jedoch bislang nur fur Sparvertrage hochstrichterlich entschieden (vgl. far Sparver-
trage: BGH, Urt. v. 10.06.2008, Az.: XI ZR 211/07, NJW 2008, 3422 und Urt. v. 13.04.2010,
Az.: XI ZR 197/09, NJW 2010, 1742 ff = VuR 2010, 269 ff). Ein Ruckgriff auf den 3-Monats-
EURIBOR als Referenzzinssatz nach Ablauf der Zinsbindungsfrist zur Bestimmung eines fir
diesen Fall vereinbarten variablen Zinssatzes — wie in dem hier zugrundeliegendem Sachver-
halt geschehen - wurde vom iff in infobrief 9/2011 bereits abgelehnt. Ungekléart ist bislang die
Frage, ob Uberhaupt und wenn ja welche Zinsanpassungsmarge gelten soll.

2.1 Wirksamkeit von Zinsanpassungsklauseln

Die Grenzen von Zinsanpassungsklauseln finden sich in den 88 305 ff BGB. Eine Zinsklausel,
die einer Bank das Recht zur einseitigen Zinsdnderung einraumt, begriindet ein einseitiges
Leistungsbestimmungsrecht iSd 8 315 BGB. Nach standiger Rechtsprechung ist dessen Wirk-
samkeit an 88 307 und 308 Nr. 4 BGB zu messen. Eine unangemessene Benachteiligung ist
insbesondere dann anzunehmen, wenn die Klausel weder eine Bindung der Bank an den Um-
fang des Kostenanstiegs vorsieht, noch eine Verpflichtung der Bank enthalt, Kostenminderun-
gen an den Kunden weiterzugeben, ohne dass die Bank insoweit ein Ermessen hat, und des-
halb das Aquivalenzverhaltnis nicht gesichert ist (BGH, Urt. v. 21.04.2009: ,,Prinzip der An-
passungssymmetrie”). Zur Wahrung des Transparenzgebots gemal § 307 Abs.1 S. 2 BGB
mussen zudem die Voraussetzungen fur die Zinsanpassung in einer entsprechenden Klausel
nachvollziehbar dargestellt sein, damit fir den Sparer mdgliche Leistungsdnderungen in einem
gewissen Mal3 kalkulierbar sind. Sie mussen sich also bereits aus dem Klauselwortlaut ergeben.
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Dies setzt voraus, dass die Anderungsbefugnis an bestimmte 6ffentlich zugangliche Parameter
des Kapitalmarktes als Referenzzinssatz gekoppelt ist. Eine variable Zinsanpassungsklausel
etwa, die auf Veranderungen ,des Marktzinses” oder ,des allgemeinen Zinsniveaus"“ abstellt,
ohne den Markt, den Referenzzins und die Anpassungsmarge anzugeben, ist schon wegen Ver-
stoRes gegen das Transparenzgebot gegentber Verbrauchern unwirksam (AG Greifswald, Urt.
v. 22.11.2012, Az.: 43 C 151/12). Nicht zu vernachlassigen ist die Angabe der Anpassungs-
marge. Der Darlehenshemer muss, um etwaige Zinserhdhungen kalkulieren zu kénnen, wis-
sen, ob ein relativer oder absoluter Abstand zwischen Vertrags- und Referenzzinssatz beibehal-
ten wird. Schlieflich ist die Austuibung in einem Zinsanderungsmodus konkret zu umschreiben.
Die Intervalle der Uberpriifung der Zinshéhe (monatlich, quartalsweise etc.), Anpassungsin-
tervalle, sowie ein gegebenenfalls bestehender Schwellenwert fir die Veranderung der Be-
zugsgroRe (Anpassungsschwelle), sind in der Klausel zu nennen. Diese Grundsétze hat auch
der Gesetzgeber mittlerweile umgesetzt: 8§ 491a Abs. 1 iVm Art. 247 8 3 Abs. 4 S. 1 EGBGB
verlangt bei Neuabschlissen hinsichtlich der Unterrichtung vor Vertragsschluss, dass die Anga-
be zum Sollzinssatz die Bedingungen und den Zeitraum fir seine Anwendung sowie die Art und
Weise seiner Anpassung enthalt und fur den Fall, dass der Sollzinssatz von einem Index oder
Referenzzinssatz abhangig ist, diese anzugeben sind.

2.2 Rechtsfolgen unwirksamer Zinsanpassungsklauseln

2.2.1 Kein Ruckgriff auf den gesetzlichen Zinssatz

In einer durchaus mutigen Entscheidung hat das AG Greifswald (Urt. v. 22.11.2012, Az.: 43 C
151/12) einen Zinsanpassungsanspruch eines Verbrauchers auf den ,gesetzlichen Zinssatz“
nach Ablauf der Zinsbindungsfrist eines Immobiliardarlehensvertrages aus 88 503 Abs. 1 und
2, 488, 491 Abs. 1, 493 Abs. 3 BGB iVm Art. 247 § 15 EGBGB bei Unwirksamkeit der Zinsan-
passungsklausel bejaht. Allerdings hat das Gericht nicht etwa den gesetzlichen Zinssatz iHv
4% gemal § 246 BGB fur anwendbar gehalten, sondern auf den Verzugszinssatz iHv 2,5%-
Punkten Uber dem Basiszinssatz gemall § 503 Abs. 2 BGB abgestellt. Allein der ersatzlose
Wegfall der Klausel und eine Herabsetzung des Zinssatzes nach § 503 Abs. 2 BGB wirden der
gesetzgeberischen Erwartung entsprechen.

Abgesehen davon, dass bei konsequenter Ubertragung dieser Rechtsauffassung auf Verbrau-
cherdarlehensvertrdge, die keine Immobiliardarlehensvertrage sind, der Verzugszinssatz 5%-
Punkte Uber dem Basiszinssatz betragen wirde (vgl. 8 497 Abs. 1 S. 1 iVm § 288 Abs. 1 S. 2
BGB) und damit eine wenig winschenswerte Sollzinserhdhung auf derzeit Gber 4% einhergin-
ge, lasst sich eine Anwendung des Verzugszinssatzes rechtsdogmatisch nicht begrinden. Der
Verzugszinssatz nach § 503 Abs. 2 BGB gilt ausschliel3lich fur den Fall des Verzuges gemal 8§
286 BGB, der eine Nichtleistung trotz Falligkeit voraussetzt. Soweit jedoch keine wirksame
Zinsanpassung erfolgt ist, insbesondere, weil die nach § 493 Abs. 2 BGB iVm Art. 247 § 15
BGB Unterrichtung Uber die Zinsanpassung fehlerhaft war, hindert schon die tatséachliche Aus-
Ubung des Zuriuckbehaltungsrechts geméaR 8 273 Abs. 1 BGB den Verzugseintritt. § 494 Abs. 2
BGB sieht zudem nur fur den Fall, dass der Sollzinssatz vollstandig fehlt, eine ErmaRigung des
Sollzinssatzes auf den gesetzlichen Zinssatz vor. Dies aber gilt auch nur dann, ,,sofern nicht ein
anderes bestimmt ist“ (vgl. § 246 BGB).
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2.2.2 Erganzende Vertragsauslegung

Kann eine Klausel einerseits nicht durch dispositives Recht ersetzt werden, ware aber anderer-
seits ohne eine Regelung die Vertragsfortsetzung gefahrdet, ist diese Regelungslicke im
Grundsatz durch ergdnzende Vertragsauslegung nach den 88 133, 157 BGB auszufullen (vgl.
BGH, Urt. v. 13.11.1997, Az.: IX ZR 289/96, BGHZ 137, 153, 157 = NJW 1998, 450). Dies
muss auch im Falle unwirksamer Zinsanpassungsklauseln gelten. Denn soweit eine Klausel die
Vereinbarung eines variablen Zinssatzes enthalt, ist diese Vereinbarung wirksam, weil es sich
dabei um eine gemal § 307 Abs. 3 Satz 1 BGB der Klauselkontrolle nicht unterliegende Preis-
regelung der Parteien handelt (vgl. BGH, Urt. v. 10.06.2008, Az.: Xl ZR 211/07, NJW 2008,
3422). Von der Rechtsprechung anerkannt ist, dass auch kein Versto3 gegen das Verbot der
geltungserhaltenden Reduktion vorliegt, wenn es sich um ausnahmsweise teilbare Klausel han-
delt, wie dies bei Zinsanpassungsklauseln der Fall ist (BGH, Urt. v. 13.04.2010).

Zutreffend hat es der BGH jedoch abgelehnt, die infolge der Unwirksamkeit einer Zinsé&nde-
rungsklausel entstandene Regelungslicke gemaR 8 306 Abs. 2 BGB durch ein einseitiges Leis-
tungsbestimmungsrecht der Bank entsprechend § 315 BGB zu schlieBen, da eine unwirksame
Klausel durch eine der unausgewogenen Regelung im Kern gleichende Gestaltung nicht ersetzt
werden kann (BGH, Urt. v. 21.12.2010, Az.: Xl ZR 52/08, WM 2011, 306 unter Verweis auf
Urt. v. 01.02.1984, Az.: VIII ZR 54/83, BGHZ 90, 69, 78 und Urt. v. 12.10.2005, Az.: IV ZR
162/03, BGHZ 164, 297, 315). Es kommt vielmehr darauf an, welche Regelung von den
Parteien in Kenntnis der Unwirksamkeit der vereinbarten Zinsanderungsklausel nach
dem Vertragszweck und angemessener Abwagung ihrer beiderseitigen Interessen
nach Treu und Glauben (8 242 BGB) als redliche Vertragspartner gewahlt worden
ware (vgl. BGH Urt. v. 13.04.2010, Az.: XI ZR 179/09, WM 2010, 933). Fur die Lickenschlie-
Bung sind daher vorrangig der Gegenstand der Leistung und die das Verhaltnis der Parteien
pragenden Umstande malgeblich. Sie bestimmen den wesentlichen Vertragsinhalt und bilden
eine hinreichende Grundlage fur die Festlegung der interessengerechten Gegenleistung.

2.2.3 Marktzinssatze vergleichbarer Produkte als Referenzzinssatz

Die genannten Voraussetzungen lassen sich nur erflullen, wenn die Zinsanpassung im Wege
einer ergdnzenden Vertragsauslegung an einen Referenzzinssatz gekoppelt wird, der von
unabhangigen Stellen nach einem genau festgelegten Verfahren ermittelt wird und
die Bank nicht einseitig begiinstigt. Eine Anknlipfung an die individuelle Refinanzierung der
jeweiligen Bank kommt indessen nicht in Betracht, weil der einzelne von der Bank ausgereichte
Kredit keiner konkreten Refinanzierungsform zuzuordnen ist (MUKo-Berger, 6. Aufl. 2012, §
488 Rn. 177). Unter den BezugsgrélRen des Kapitalmarktes ist daher diejenige zu wahlen, die
dem konkreten Kreditvertrag mdoglichst nahe kommt. In infobrief 9/2011 hat das iff ausge-
fahrt, dass diese Grundséatze tendenziell dafiir sprechen, dass bei fehlender vertraglicher Eini-
gung im Darlehensbereich Marktzinssatze fur vergleichbare Produkte als Referenz-
zinssatze zu verwenden sind und keine Refinanzierungszinssatze, wie es der 3-Monats-
EURIBOR ist. Nicht zuletzt hat der BGH klargestellt, dass eine ,spiegelbildliche Ubertragung”
auf die Verzinsung von Kundeneinlagen jedenfalls schon deshalb ausscheidet, weil die Vielfalt
der Verwendungsmaoglichkeiten fur die einem Kreditinstitut zur Verfigung stehenden Gelder
eine fur Aullenstehende klar auf der Hand liegende Zuordnung zu bestimmten Aktivgeschéften
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und deren Verzinsung ausschlielt (BGH, Urt. v. 17.02.2004, Az.: XI ZR 140/03, BGHZ 158,
149 = NJW 2004, 1588 ff).

2.2.4 Absolute Anpassungsmarge

Soweit eine Zinsanpassungsklausel unwirksam ist, stellt sich dariiber hinaus aber auch die
Frage, wie eine Anpassung an den Referenzzinssatz zu erfolgen hat. Teilweise wird vertreten,
dass das Aquivalenzprinzip auch bei Kreditvertragen erfordert, dass der im Zeitpunkt des Ver-
tragsschlusses bestehende Unterschied zwischen dem Durchschnittszinssatz fur vergleichbare
Kredite und dem vereinbarten Anfangszins zwingend fortzuschreiben ist (Bruchner/Krepold, in:
Schimansky/Bunte/Lwowski, Bankrechts-Handbuch, 4. Aufl. 2011, § 78 Rn. 89; MuKo-Berger,
6. Aufl. 2012, § 488 Rn. 176).

Insbesondere bei Forderkrediten, die oftmals zu besonderen Konditionen vergeben werden,
kann eine ergdnzende Vertragsauslegung nicht dazu fuhren, dass unabhéngig von der Ausge-
staltung des konkreten Kreditvertrages einheitlich geltende Anpassungsgrundsatze gelten, wie
etwa eine starre Anpassungsmarge. Denn gerade bei Forderkrediten spielen haufig auf3erhalb
des Vertragsverhéltnisses liegende Umstande, wie etwa Sicherheiten, Solvenz und
Lebenssituation fur die Vereinbarung der Kreditkonditionen eine erhebliche Rolle, die bei
einer erganzenden Vertragsauslegung nicht unbericksichtigt bleiben diurfen. Hier
durften regelmalig die Anpassungsmarge zum Referenzzinssatz bei Neuabschlissen erste An-
haltspunkte bieten, die dann entsprechend angepasst werden mussten. Denn im Rahmen der
erganzenden Vertragsauslegung muss immer der Einzelfall malRgeblich bleiben. Ein Ruckgriff
auf allgemein aufgestellte Grundsatze entspricht nicht den an eine ergédnzende Vertragsausle-
gung zu stellenden Anforderungen.

Der BGH vertritt zwar die Auffassung, dass sich die erganzende Vertragsauslegung bei unwirk-
samen AGB nicht am hypothetischen Parteiwillen zu orientieren hat, sondern wie die erlautern-
de Auslegung von AGB einem objektiv-generalisierenden MafRstab folgen muss (BGH NJW 1989,
3010). Methodisch ist dies aber fur Preisklauseln angreifbar, da sich die erganzende Auslegung
in diesem Fall auf die Hauptleistungspflicht bezieht und damit nicht anders behandelt werden
darf, als wenn es eine Individualvereinbarung hiertiiber gegeben héatte, die an 88 138 oder 242
BGB scheitert. Es ist daher nicht uUbertrieben, wenn in diesem Zusammenhang von einem
Lfunktionswidrigen Einsatz“ des Instituts der erganzenden Auslegung gesprochen wird. Ergan-
zende Vertragsauslegung durch ein Gericht kann schlielllich nicht zu einer Erweiterung der
Hauptleistungspflichten fiihren, da dann das Aquivalenzverhaltnis nicht mehr ausreichend be-
ricksichtigt wurde.

Damit ergibt sich eine nach Ablauf der Zinsbindungsfrist bestehende gleichbleibende
relative (prozentuale) Anpassungsmarge jedenfalls bei Kreditvertragen nicht aus
einer erganzenden Vertragsauslegung. Die Vereinbarung einer befristeten Zinsbindung
zeigt zunachst nur, dass im Wege der Zinsanpassung keine hohere Marge auf den Referenzzins
aufgeschlagen werden darf, als bei Vertragsschluss vereinbart. Das Grundgefuge von Leis-
tung und Gegenleistung darf nicht nachtraglich zu Gunsten der Bank verschoben
werden. Die Anwendung einer relativen (prozentualen) Anpassung, wie sie der BGH bei Spar-
vertragen anwendet (vgl. BGH, Urt. v. 13.04.2010), passt fur Kreditvertrdge nicht. Der BGH
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meint, dass bei Anwendung einer absoluten Marge bei Sparvertragen bei starkem Rickgang
des Referenzzinssatzes der Vertragszins unter Null fallen kdnnte, mit der Folge, dass eine
Zinszahlungspflicht des Sparers an die Bank begrindet werden kénnte, was bei einem Spar-
vertrag weder angemessen noch vorhersehbar sei. Dabei Ubersieht der BGH, dass negative
Zinsen bei Sparvertrdgen schon deshalb nicht anfallen kédnnen, weil eine Zinsschuld des Spa-
rers nicht vereinbart wurde. FiUr Kreditvertrage gilt dies erst Recht: eine Zinszahlungspflicht
der Bank kann nicht entstehen, sodass mit diesem Argument nicht begrindet werden kann,
dass zwingend eine relative Anpassungsmarge mutmallich zwischen den Parteien vereinbart
worden ware (vgl. umfassend hierzu Wimmer/Rosler, WM 2011, 1788, 1791). Schliel3lich wur-
de kein Verbraucher einen Kreditvertrag abschlielen, der bei steigenden Zinsen eine Margen-
ausweitung zu seinen Lasten bedeutet.

Die entsprechende Anwendung der relativen Methode auf Darlehensvertrdge bei fehlender
Zinsanpassungsvereinbarung wirde auflerdem dazu fuhren, dass zwar bei fallenden Zinsen ein
Darlehensnehmer weniger bezahlen misste, bei steigenden Zinsen jedoch wéren seine Kosten
erheblich hdher als nach der Differenzmethode. Die maRgebliche Anpassungsmarge kann da-
her nur unter Zugrundelegung der Differenzmethode ermittelt werden. Ob aber nur eine
gleichbleibende Marge den von der Rechtsprechung gestellten Anforderungen eines marktna-
hen Referenzzinssatzes am ehesten entspricht erscheint fraglich (vgl. hierzu Schi-
mansky/Bunte/Lwowski, Bankrechts-Handbuch, 4. Aufl. 2011, § 78). Es ist stets zu ermit-
teln, ob der mutmalliche Parteiwille darauf gerichtet ist, die Differenz zwischen an-
fanglich vereinbarten Vertragszins und Referenzzinssatz im Zeitpunkt des Vertrags-
schlusses auch nach Ablauf der Zinsbindungsfrist absolut dem Referenzzinssatz hin-
zuzurechnen. Das der Zinsanpassung zugrunde zulegende Aquivalenzprinzip gilt schlieRlich
fur beide Vertragsparteien gleichermafen (Wimmer/Résler, WM 2011, 1788, 1790).

Das Problem einer ,Unter-Null-Finanzierung“ kann bei einem Darlehensvertrag nur dann auf-
treten, wenn entweder bei Vertragsschluss ein Sollzinssatz vereinbart wurde, der zu diesem
Zeitpunkt niedriger war als der bei der Zinsanpassung mafgebliche Referenzzinssatz, sodass
die ,negative Zinsmarge“ vom Referenzzinssatz abzuziehen wére oder aber wenn der Refe-
renzzinssatz unter Null liegt und die Anpassungsmarge nicht hoch genug ist, um den Zins posi-
tiv ausdriicken zu kénnen. Beide Fallvarianten durften in der Praxis allenfalls Einzelfélle bilden.

Selbst wenn man entgegen der hier vertretenen Auffassung den Drei-Monats-EURIBOR-
Zinssatz als Referenzzinssatz wahlen wirde, ware danach der von der Bank errechnete Soll-
zinssatz falsch: Die Hohe der Drei-Monats-EURIBOR-Zinssatze lag am 01.04.2008 bei 4,78%
und am 01.04.2013 bei 0,21%. Der im Anderungsvertrag mit Wirkung zum 01.04.2008 ver-
einbarte Sollzinssatz iHv 5,36% p.a. lag damit am 01.04.2008 bei 0,58%-Punkte Uber dem
Drei-Monats-EURIBOR-Zinssatz, wéhrend der nunmehr von Bank als variabler Sollzinssatz mit
Geltung ab dem 01.04.2013 genannte Zinssatz iHv 3,66% damit 3,45%-Punkte Uber dem
Drei-Monats-EURIBOR-Zinssatz liegt.

2.2.5 Kein Schwellenwert

Der BGH vertritt die Auffassung, dass im Rahmen einer richterlichen ergdnzenden Vertragsaus-
legung jede Verédnderung des zutreffenden Referenzzinses ohne Erreichen eines bestimmten
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Schwellenwertes — so gering er auch sein mag - und ohne zeitliche Verzégerung zu einer ent-
sprechenden Anpassung des Vertragszinses zu fihren habe. Wenn also der Referenzzins in den
Monatsberichten der Bundesbank verodffentlicht ist, liegt auch ein monatliches Anpassungsin-
tervall nahe. Von den Bankinstituten werden oft nur groRere Zinsschritte von etwa 0,25 Pro-
zent als Anpassungsschwelle angeboten.

3 Fazit

e Zinsanpassungsklauseln auch in Kreditvertragen sind nur wirksam, wenn

o die Anderungsvoraussetzungen hinreichend klar bestimmt sind und sie
damit ein Mindestmalf3 an Kalkulierbarkeit und Nachprufbarkeit aufwei-
sen (Referenzzinssatz, Anpassungsmarge, Anpassungsintervall, Anpas-
sungsschwelle) und

o die Klausel eine Verpflichtung der Bank enthalt, Kostenminderungen an
die Kunden weiterzugeben, ohne dass die Bank insoweit ein Ermessen
hat.

e Bei Unwirksamkeit einer Zinsanpassungsklausel sind als Referenzzinssatze zu
Ermittlung des variablen Sollzinssatzes Marktzinssatze zu verwenden, die dem
konkreten Geschéaft moglichst nahe kommen, und keine Refinanzierungszins-
satze, wie es der 3-Monats-EURIBOR ist.

e Die mal3gebliche Anpassungsmarge ist im Wege der erganzenden Vertragsaus-
legung einzelfallabhangig unter Bericksichtigung der konkreten Vertragskon-
ditionen und -umstande zu ermitteln. Es gilt die Differenzmethode.

e Zinsen sind bei fehlender Zinsanpassungsvereinbarung ohne zeitliche Verzdge-
rung anzupassen.

institut fur finanzdienstleistungen e.V. (iff) | Vorstand: Prof. Dr. M. Durkop-Leptihn; Prof. Dr. Udo Reifner | Geschaftsfiihrender Direktor: Dr. Achim Tiffe

Rodingsmarkt 31/33 Fon +49(0)40 30 96 91-0 www.iff-hamburg.de HaSpa, BLZ 200 505 50 IBAN: DE62 2005 0550 1238 1229 21
20459 Hamburg Fax +49(0)40 30 96 91-22 info@iff-hamburg.de Kto.-Nr.: 1238 122921 BIC/SWIFT: HASPDEHHXXX
USt-1dNr.: DE 118713543 Amtsgericht Hamburg: VR 13826



	1 Sachverhalt
	2 Stellungnahme
	2.1 Wirksamkeit von Zinsanpassungsklauseln
	2.2 Rechtsfolgen unwirksamer Zinsanpassungsklauseln
	2.2.1 Kein Rückgriff auf den gesetzlichen Zinssatz
	2.2.2 Ergänzende Vertragsauslegung
	2.2.3 Marktzinssätze vergleichbarer Produkte als Referenzzinssatz
	2.2.4 Absolute Anpassungsmarge
	2.2.5 Kein Schwellenwert


	3 Fazit

